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Einleitung

Seit Mitte der SOer Jahre wurde die Europäische Union (EU) im neoliberalen Sinne
umstrukturiert und in Richtung eines marktorientierten, anglo-amerikanischen Ka-
pitalismusmodells weiterentwickelt. Das zeigt sich am gemeinsamen Binnenmarkt
mit seinem Schwerpunkt auf dem freien Wettbewerb und auch an der Wirtschafts-
und Währungsunion (WWU) sowie der damit einhergehenden Niedriginflationspo-
litik und Preisstabilität (BieIer 2006b). Die flankierenden sozialen Maßnahmen, die
die EU ergriffen hat, ändern an diesem grundlegenden Kurs nichts. Van Apeldoorn
spricht daher vom hegemonialen Kompromiss des >eingebetteten Neoliberalismus<,
der vor allem von transnationalen sozialen Klassenkräften des Kapitals getragen wird
(van Apeldoorn 2002).

Die aus dem gemeinsamen Markt und der WWU resultierenden Zwänge sind
ungleich verteilt. Während das Kapital Flexibilität und Freizügigkeit gewann, ver-
loren Staaten die Möglichkeit, die nationale Wirtschaft durch eine Abwertung der
nationalen Währung und das Senken der Zinssätze zu stimulieren. Darüber hin-
aus hat es die Einführung des Euros erleichtert, Lohnkosten über nationale Grenzen
hinaus miteinander zu vergleichen. ArbeiterInnen und Gewerkschaften als deren
institutionelle Vertreter sind daher am meisten unter Druck geraten. ArbeiterInnen
in industriellen Bereichen mit niedrigeren Produktivitätszuwächsen geraten dabei
unter Druck, niedrigere Löhne und schlechtere Arbeitsbedingungen zu akzeptieren,
um den produktionsstandort wettbewerbsfahig zu halten. »This may happen even
without asymmetric shocks, insofar as employers (and governments) seek price ad-
vantages, no longer attainable by currency depreciation, through wage and benefit
cuts instead.« (Martin und Ross 1999, 345) Zusammenfassend lässt sich sagen, dass
die generelle Deregulierung und Liberalisierung innerhalb des gemeinsamen Mark-
tes und der WWU einen allgemeinen Druck auf die Arbeitsmärkte ausübte, mit dem
Resultat, dass Löhne gesenkt und Arbeitsbedingungen verschlechtert wurden. Das
Ziel war, konkurrenzfahig zu bleiben. »lhe logic oLregime competition< ... has be-
come a main feature and a driving force of current industrial adjustments within the
European Union.« (Bieling 2001, 94)

Angesichts dieser Situation stellt sich die Frage, warum Gewerkschaften überhaupt
den Schritten der Neoliberalisierung der EU zugestimmt haben. ßieling (2001, 100)
nennt drei Gründe, warum Gewerkschaften im Allgemeinen dem Projekt des ge-
meinsamen Marktes zugestimmt haben. Erstens hatten auch Gewerkschaften vor
dem Hintergrund der wirtschaftlichen Rezession und der zunehmenden Wichtig-
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keit des neoliberalen Diskurses Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre angefangen
zu akzeptieren, dass eine gewisse Deregulierung und Privatisierung wirtschaftlich
von Vorteil oder zumindest nicht zu vermeiden war. Zweitens hatten einige Gewerk-
schaften die Hoffnung, dass der gemeinsame Markt ein erster Schritt in Richtung
einer politischen wie auch sozialen Union sei, die die notwendigen Regulierungen
auf europäischer Ebene beinhalten würde. Drittens war es Jacques Delors in seiner
Funktion als Präsident der Kommission und sein Drängen auf eine soziale Kompo-
nente als Gegenstück zur wirtschaftlichen Integration, der die Gewerkschaften davon
überzeugte, dem gemeinsamen Markt zuzustimmen. Sie erhofften sich, dass diese
Vertiefung der Integration auch für sie eine Rolle auf europäischer Ebene bereithalten
würde. Schwieriger war es für Gewerkschaften, die WWU mit den neoliberalen Kon-
vergenzkriterien sowie der unabhängigen, sich außerhalb demokratischer Kontrolle
befindenden Europäischen Zentralbank (EZB) zu akzeptieren. Die Gewerkschaften
stimmten schließlich der WWU zu, teils weil der Maastrichter Vertrag auch die so
genannte soziale Dimension beinhaltete, die es Gewerkschaften und Arbeitgebern
auf europäischer Ebene ermöglichte, direkt miteinander zu verhandeln, teils weil sie
Anfang der 90er Jahre, einer Zeit der Wirtschaftsrezession und hoher Arbeitslosig-
keit, politisch einfach zu schwach waren. Gewerkschaften waren zu der Zeit nicht in
der Position, mehr zu verlangen (Bieling 2001,105). Diese Unterstützung war jedoch
nicht unkritisch, sondern von einer Ja-Aber-Haltung charakterisiert. Die europäische
Integration an sich wurde unterstützt, aber zusätzlich wurden eine soziale Politik und
soziale Maßnahmen gefordert.

Allerdings hat diese Haltung zu keiner merklichen Veränderung des neoliberalen
Kurses der EU geführt. Stattdessen, so wird oft argumentiert, sei die Entwicklung
in einen symbolischen Eurokorporatismus gemündet, in dem Gewerkschaften zu
den allgemeinen Diskussionen beitragen könnten, ohne jedoch maßgeblichen Ein-
fluss auf einzelne Politikvorschläge auszuüben (e. g. Ryner/ Schulten 2003). Taylor
und Mathers (2002, 54) formulieren es folgendermaßen: »>Tbe social partnership<
approach that dominates the thinking of leading members of the European labour
movement amounts to a strategy that not only further abandons the autonomy of
the labour movement but confirms the logic of neo-liberalism through >supply side
corporatism< or >progressive corporatism<.« Gewerkschaften werden also angeklagt,
sie hätten sich in die neoliberale Umstrukturierung mit einbeziehen lassen und seien
deshalb von keinerlei Bedeutung für die anti-neoliberale Bewegung. Gewerkschaften,
so heißt es, könnten kein Teil des Widerstandes sein, da sie zu stark mit dem System
selbst verwoben seien.

Mit diesem Artikel möchte ich zeigen, dass diese Analysen Gewerkschaften zu
schnell beiseite schieben. Im ersten Abschnitt werde ich die Positionen einiger natio-
naler ArbeiterInnenbewegungen bezüglich der WWU analysieren und zeigen, dass
Gewerkschaften keineswegs die neoliberale Umstrukturierung akzeptiert haben.
Sie waren vielmehr zu schwach im Kampf um das zukünftige europäische Kapita-
lismusmodell, um eine andere Richtung zu erwirken. Ausgehend davon wird dann
der zweite Abschnitt die Möglichkeiten von Gewerkschaften beurteilen, die Poli-
tik innerhalb der EU zu beeinflussen. leh werde zeigen, dass trotz der strukturellen
Benachteiligung von Gewerkschaften im Institutionengefüge der EU sie dennoch
Strategien verfolgen können, die ihnen eine bedeutende Rolle ermöglichen. Der ab-
schließende Abschnitt dieses Artikels wird die Ergebnisse zusammenfassen und eine
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Einschätzung der Möglichkeiten von Gewerkschaften im Widerstand gegen den Neo-
liberalismus abgeben.

Gewerkschaften und die Wirtschafts- und Währungsunion

Eine detaillierte Analyse der österreich ischen, britischen, deutschen, französischen
und schwedischen Arbeiterinnenbewegungen zeigt deutlich, dass die große Mehrzahl
der Gewerkschaften, einschließlich derer, die die WWU befürworteten, die neolibe-
rale Umstrukturierung nicht akzeptiert haben (BieIer 2006a). Im Folgenden werden
die Positionen der deutschen und britischen Gewerkschaften als Beispiele dargestellt.
Die deutschen Gewerkschaften, mit Ausnahme der TG Bauen-Agrar-Umwelt (IG
BAU), befürworteten die WWU, teilweise, weil sie den exportorientierten Sektoren
der Wirtschaft half, größere Stabilität für den Handel zu erhalten, teilweise, weil sie es
als ihre historische Pflicht ansahen, die europäische Integration zu unterstützen.

Die Währungsunion ist ein Meilenstein auf dem Weg zur Vertiefung der euro-
päischen Integration. Mit einem Scheitern des Projektes Währungsunion wäre
zugleich ein hohes Risiko bezüglich der künftigen politischen Entwicklung Europas
verbunden. Der Rückfall in nationalstaatliche Borniertheiten wäre nicht nur für
die Bundesrepublik Deutschland, sondern auch für andere eine reale Gefahr.

(IG Metall 1996, 1)

Dennoch kritisierten sie die neoliberalen Konvergenzkriterien der WWU und die
einseitig auf Preiswertstabilität ausgerichtete Geldpolitik. Die deutschen Gewerk-
schaften forderten im Allgemeinen eine aktive Beschäftigungspolitik auf nationaler
und europäischer Ebene und eine flexiblere Interpretation der Konvergenzkriterien.
Einige wollten den Konvergenzkriterien auch ein Arbeitslosigkeitskriterium hinzufü-
gen, um Beschäftigung und Wachstum eine größere Bedeutung zu verleihen. Andere
wiederum forderten, dass die Lohnsteigerungen die jährlichen Preissteigerungsraten
sowie die Produktivitätsfortschritte berücksichtigt sollte, um die Binnennachfrage
zu sichern, und dass die europäischen Steuersätze einander angeglichen werden, um
einen Wettbewerb nationaler Produktionssysteme zu vermeiden. Der Dachverband
der deutschen Gewerkschaften, der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), fasste diese
Bedingungen für eine Unterstützung der WWU auf seiner Bundesvorstandssitzung
am 8. April 1997 in Berlin zusammen. Unter anderem wurde gefordert, dass sich die
Bundesregierung dazu verpflichtet, »keine weiteren sozialen Einschnitte und Kür-
zungen von öffentlichen Investitionen vorzunehmen«. Auch »die Beschäftigungspo-
litik und das Beschäftigungsziel müssen im Vertrag eindeutig verankert werden ... «
(DGB 1997). Diese Argumente basieren auf dem Verständnis, dass Beschäftigungs-
politik nicht nur struktureller Maßnahmen bedarf, sondern auch einer nachfrageo-
rientierten Politik. Öffentliche Investitionen in europaweite Infrastrukturprogramme
sind diesbezüglich eine Möglichkeit (Bieler 2003a, 34-6).

Die britischen Gewerkschaften waren in ihrer Haltung gegenüber der WWU ge-
spalten. Auf der einen Seite unterstützten zwar Gewerkschaften, die wie AMICUS
ArbeiterInnen der exportorientierten und transnationalen Produktionsbereiche or-
ganisieren, die WWU, da die Produktionsbereiche unter dem ungünstigen Wechsel-
kurs Euro - Pfund litten und eine WWU-Mitgliedschaft ihrer Meinung nach dieses
Problem beseitigen würde. Andererseits jedoch kritisierten die Gewerkschaften, die
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ArbeiterInnen in nationalen Produktionsstrukturen vertreten, wie zum Beispiel die
Gewerkschaft des öffentlichen Bereiches UNISON, die WWU vehement und lehn-
ten eine britische Mitgliedschaft ab. Die WWU würde die öffentlichen Ausgaben
beschränken und habe daher eine negative Auswirkung auf Wirtschaftswachstum
und Beschäftigung, so ihre Argumentation. Die fehlende demokratische Kontrolle
der EZB wurde ebenfalls angeführt. Diese Kritik wird auch von den Gewerkschaften
geäußert, die wie die GMB Arbeitnehmerinnen in der transnationalen Industrie wie
auch dem nationalen, öffentlichen Sektor vertreten und daher die Position beider
Seiten verstehen (Bieler 2003a, 31-4). Die Ablehnung der WWU durch britische
Gewerkschaften des öffentlichen Sektors zeigt ihre Opposition gegenüber der neo-
liberalen Umstrukturierung. Gewerkschaften der transnationalen Industriesektoren
widersetzen sich jedoch ebenfalls dem Neoliberalismus. Wie Strange zeigt, haben
britische Gewerkschaften schon immer eine Erweiterung der makroökonomischen
Kompetenz der EU gefordert. Im Gegenzug zu ihrer Unterstützung der WWU for-
derten sie eine stärkere Berücksichtigung der Beschäftigung (Strange 1997,21-3).
In diesem Sinne unterstützen sie ein euro-keynesianisches makroökonomisches
Managementprojekt, das auf einer zentralisierten fiskalen und monetären Politik in
einer föderalen Union basiert und mit den industriellen Beziehungen einer sozialen
Partnerschaft zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden auf europäischer
Ebene verbunden wird (Strange 2002, 356-7). Es ist daher wichtig, sich daran zu
erinnern, dass ein hegemoniales Herrschaftssystem immer umstritten ist und daher
konstant neu bestätigt werden muss. Wie Schulten richtig zeigt, muss die materi-
elle Basis der gewerkschaftlichen Unterstützung für die WWU immer wieder neu
bestätigt und neu geschaffen werden (Schulten 2000, 224). Obwohl viele Gewerk-
schaften die WWU akzeptiert haben, bedeutet das also nicht, dass sie Teil einer star-
ken Allianz sozialer Kräfte geworden sind, die den Kompromiss des »eingebetteten
Neoliberalismus« unterstützen und tragen. Die neoliberale Hegemonie ist offen für
Wandel und aus diesem Konflikt heraus ergeben sich mögliche Alternativen zum
Neoliberalismus.

Gewerkschaften innerhalb der EU

Die relative Schwäche gewerkschaftlicher Kooperation über nationale Grenzen hin-
weg ist eines der größten Probleme für Gewerkschaften. Es gelingt ihnen daher nicht,
europäische Politik in ihrem Sinne zu beeinflussen. Unterschiedliche Sprachen, Kul-
turen und die verschiedenen nationalen Systeme industrieller Beziehungen erschwe-
ren eine Kooperation zusätzlich. Das Kapital hingegen ist um einiges beweglicher
als Arbeitnehmerinnen. Das kann jedoch nicht bedeuten, dass eine Kooperation
nationaler Arbeiterbewegungen auf europäischer Ebene prinzipiell nicht möglich ist.
Allerdings sind die Gewerkschaften im institutionellen Gefüge der EU benachteiligt.
Die intergouvernementalcn Institutionen wie der Europäische Ministerrat sind au-
ßerhalb des Einflusses von Gewerkschaften und anderen Interessensgruppen. Was
die Europäische Kommission betrifft, so haben Gewerkschaften sehr gute Kontakte
zur Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Chancengleichheit. Innerhalb der
Kommission ist diese Generaldirektion jedoch eher von zweitrangiger Bedeutung.
Die Generaldirektion Binnenmarkt und Dienstleistungen sowie die Generaldirektion
Wettbewerb sind weitaus einflussreicher und bestimmen durch ihren Schwerpunkt
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auf der europäischen Wettbewerbsfahigkeit oft den überwiegend neoliberalen Politik-
kurs der Kommission (Rosamond 2002). Sie nehmen auf die sozialen Implikationen
dieser Politik keine Rücksicht, selbst wenn diese von der Generaldirektion Beschäf-
tigung, Soziales und Chancengleichheit aufgezeigt werden (Martini Ross 1999,333).
Zwar haben Gewerkschaften auch relativ gute Kontakte zum Europäischen Parla-
ment (Greenwood 2003, 159), innerhalb der EU jedoch ist das Parlament eine eher
schwächere Institution und der politische Einfluss über das Parlament daher eher
begrenzt.

Der branchenübergreifende soziale Dialog zwischen dem Europäischen Gewerk-
schaftsbund (EGB) einerseits und der Union der Industrie- und Arbeitgeberverbän-
de Europas (UNICE) andererseits ermöglicht es seit dem Mastrichter Vertrag Anfang
der 90er Jahre, auf Politik Einfluss auszuüben und hat inzwischen zu ersten kon-
kreten Ergebnissen geführt. Bislang konnten Vereinbarungen über den Elternurlaub
(1996), Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse (1997) und befristete Beschäftigungsver-
träge (1999) erzielt werden (Falkner 1998). Insgesamt jedoch sind diese Ergebnisse
eher mager. Die Anzahl dieser Abkommen ist bescheiden und es handelt sich hier
um Rahmenabkommen, die lediglich Minimumstandards festlegen. Darüber hinaus
kann der soziale Dialog keinen Einfluss auf die makroökonomische Ausrichtung der
EU nehmen. Auch sind das Streikrecht und kollektive Lohnverhandlungen nicht Teil
des Dialogs (Greenwood 2003,68, 150). Der soziale Dialog auf sektoraler Ebene ist
noch weniger entwickelt (Keller 2003) und die Europäischen Betriebsräte, obwohl
wichtig für die Mitbestimmung innerhalb transnationaler Konzerne, sind ein zwei-
schneidiges Schwert, das möglicherweise einen Keil zwischen die relativ privilegier-
ten ArbeiterInnen dieser Konzerne und ArbeiterInnen am Rande des Arbeitsmarktes
treibt (Martini Ross 1999,343-4).

Trotz dieser benachteiligten Situation innerhalb der europäischen Institutionen
haben Gewerkschaften dennoch unterschiedliche Möglichkeiten und Strategien zur
Verfügung, die eine erfolgreiche Kooperation über Grenzen hinaus erlauben und die
Benachteiligung wettmachen können. Der Europäische Metallgewerkschaftsbund
(EMB) und der Europäische Gewerkschaftsverband für den Öffentlichen Dienst
(EGÖD) geben auf unterschiedliche Art zwei gute Beispiele, wie man sich der neoli-
beralen Umstrukturierung widersetzen kann. Vor dem Hintergrund der transnatio-
nalen produktionsstruktur des Metallsektors und der Einführung einer einheitlichen
Währung hat sich der EMB seit Anfang der 90er Jahre auf eine europäische Koor-
dinierung gewerkschaftlicher Tarifpolitik konzentriert. Ziel ist es, die Lohnpolitik
nicht zum Gegenstand nationaler Wettbewerbsstrategien zu machen und damit Lohn-
und soziales Dumping innerhalb der EU zu vermeiden. »Gegen das vorherrschende
Muster einer wettbewerbsorientierten Lohnpolitik setzt der EMB damit das Konzept
einer wettbewerbsneutralen Lohnpolitik, die bewusst darauf verzichtet, durch eine
zurückhaltende Lohnpolitik nationale Wettbewerbsvorteile auf Kosten der europä-
ischen Nachbarländer zu erzielen.« (Schulten 2004, 286) Erzielt werden soll das über
eine gemeinsame Formel für nationale Tarifverhandlungen, die sich am Ausgleich der
Inflationsrate und an einer entsprechenden Beteiligung der ArbeitnehmerInnenein-
kommen an den Produktivitätsfortschritten orientiert. Zusätzlich versucht der EMB
auch, eine Angleichung und Anhebung der unterschiedlichen nationalen Arbeitsbe-
dingungen zum 1hema der Tarifpolitik zu machen. Das beinhaltet sowohl Initiativen
im Bereich der Arbeitszeit mit dem Ziel einer Jahreshöchstarbeitszeit von 1.750 Stun-
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den als auch Maßnahmen im Bereich der Aus- und Weiterbildung. Der Erfolg dieser
Strategie ist nicht immer eindeutig. Zum einen war der EMB sehr erfolgreich, was den
Austausch an Information über die Tarifpolitik in den einzelnen EU-Ländern betrifft.
Auch hat die Zielsetzung der 1.750-Stunden-Jahreshöchstarbeitszeit zu konkreten
Erfolgen in einigen nationalen Tarifverhandlungen geführt. Andererseits sind die
Ergebnisse nationaler Lohnverhandlungen seit einiger Zeit außerhalb der Vorgaben
der Koordinierungsformel geblieben. Wenn man jedoch bedenkt, dass nationale Ge-
werkschaften zunehmend auf diese Formel in Verhandlungen hinweisen, dann kann
daraus durchaus geschlossen werden, dass sie positive Auswirkungen hat (Schulten
2004,284-94). Drei Vorteile dieser Strategie sind es wert, hervorgehoben zu werden:
(1) die ohnehin selten gegebene Bereitschaft von Arbeitgeberverbänden, mit Gewerk-
schaften zu kooperieren, ist keine notwendige Voraussetzung; (2) die benachteiligte
Position der Gewerkschaften innerhalb des institutionellen Gefüges der EU spielt
keine Rolle, da eine interne Gewerkschaftskooperation auf europäischer Ebene nicht
von den EU-Institutionen abhängt; und (3) diese Strategie erlaubt es, nationale Unter-
schiede mit einzubeziehen. Wenn der Produktivitätszuwachs in einem Land niedriger
ist als in einem anderen, dann sind die Gehaltsforderungen ebenfalls niedriger. Die
Wettbewerbssituation wird dadurch nicht beeinträchtigt (Bieler 2005,471-3).

Der EGÖD organisiert vor allem Arbeitnehmerinnen im Bereich des traditio-
nellen öffentlichen Sektors einschließlich des Gesundheitswesens und Bereichen wie
der Wasser- und Stromversorgung. Angesichts intensiver Bemühungen der Europä-
ischen Kommission, den öffentliehen Dienstleistungsbereich zu liberalisieren und für
private Anbieter zu öffnen, ist der EGÖD zunehmend aktiv geworden. Innerhalb der
EU ist dabei vor allem die vorgeschlagene Dienstleistungsrichtlinie von Bedeutung.
Auf der globalen Ebene wird die Liberalisierung des Angebots öffentlicher Dienstleis-
tungen zudem in den GATS-Verhandlungen im Rahmen der WTO diskutiert. Ziel
des EGÖD ist es, den öffentlichen Dienstleistungsbereieh innerhalb der EU-Mit-
gliedsstaaten zu erhalten und gegen eine neo liberale Umstrukturierung zu schützen.
Dem Beispiel des EMß folgend hat der EGÖD damit begonnen, auf eine europäische
Koordinierung nationaler Tarifverhandlungen hinzuarbeiten. Auch hat der EGÖD
seine Lobbyaktivitäten hinsichtlich der EU-Institutionen intensiviert und sich auch
verstärkt um einen Dialog mit Arbeilgeberverbänden bemüht. Die innovativste Stra-
tegie ist jedoch eine zunehmende Kooperation mit anderen sozialen Bewegungen,
die sich ebenfalls um die Erhaltung des öffentlichen Dienstleistungssektors bemüh-
en. So hat der EGÖD in Bezug auf GATS an Demonstrationen am 9. Februar 2003
teilgenommen, die von belgischen Gewerkschaften und ATTAC organisiert waren
und das Ziel hatten, öffentliche Dienstleistungen aus den Verhandlungen herauszu-
halten. Die verstärkte Kooperation mit anderen sozialen Bewegungen lässt sich auch
am Beispiel der öffentlichen ßeschaffungsrichtlinie (public procurement directive)
darstellen. Hier haben der EGÖD und einige andere europäische Gewerkschafts-
ausschüsse mit Umwelt- und Sozialverbänden, wie zum Beispiel Greenpeace Euro-
pa oder die Soziale Plattform, kooperiert, damit soziale und ökologische Kriterien
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge mit einbezogen werden können (Coalition for
Green and Sodal Procurement 2002). Der EGÖD ist also eine enge Verbindung mit
anderen Gewerkschaften und sozialen ßewegungen eingegangen, was die Basis für
den Widerstand gegen die neoliberale Umstrukturierung des öffentlichen Dienstleis-
tungsbereiches vergrößert hat.
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sowohl die Kooperation mit anderen so-
zialen Bewegungen als auch die Koordinierung nationaler Tarifverhandlungen auf
europäischer Ebene durchaus Strategien darstellen, die es Gewerkschaften ermögli-
chen, sich der zunehmenden neoliberalen Umstrukturierung zu widersetzen. Interes-
santerweise verfolgt auch der EGB selbst zunehmend diese Strategien. So übernahm
der EGB im Sommer 1999 die Koordinierung nationaler Tarifrunden als eine seiner
vier Hauptaufgaben und etablierte diesbezüglich eine interne Kommission (Schulten
2002, 21-2). Im Dezember 2000 wurde dann die Empfehlung angenommen, natio-
nale Tarifrunden auf europäischer Ebene zu koordinieren. Dabei befolgte der EGB
genau die Formel, die der EMB bereits ausgegeben hatte. Nationale Gewerkschaften
sollten sicherstellen, dass die Inflationsrate ausgeglichen und die Beteiligung der Ar-
beitnehmerlnneneinkommen an den Produktivitätszuwächsen sichergestellt ist. Ziel
ist es, den weiteren Fall der ArbeitnehmerInneneinkommen als Anteil des BSP zu
vermeiden, damit die Binnenmarktnachfrage innerhalb der EU nicht weiter geschä-
digt wird (Mermet 2001,52-61, 181-2). In den Augen des EGB ist diese Koordinie-
rung die einzige Möglichkeit, wettbewerbsorientiertes Lohndumping innerhalb der
EU zu vermeiden (Eironline, 1 June 2004, http://www.eiro.eurofound.eu.int!2004/05/
feature/eu0405205f.html, 27110/2004). Weiterhin hat sich der EGB verstärkt um Ko~
operation mit anderen sozialen Bewegungen bemüht und war aktiv an mehreren
europäischen Sozialforen, dem Treffpunkt europäischer anti-neoliberaler Globali-
sierungsgruppen, beteiligt (siehe unten). Die Bemühungen des EGB sind auch an
der Organisation großer Demonstrationen an lässlich der EU-Gipfel in Nice (2000)
und Barcelona (2002) und an der Koordinierung von Aktionstagen für ein soziales
Europa am 2. und 3. April 2004 zu erkennen (Eironline, 5 April 2004, http://www.
eiro.eurofound.eu.int!2004/04/inbrief/ eu0404203n.html; 27/10/2004).

Perspektiven für ein anderes Europa

Dieser Artikel hat am Beispiel britischer und deutscher Gewerkschaften gezeigt, dass
diese bei weitem nicht die neoliberale Umstrukturierung der EU akzeptiert haben.
Selbst die Gewerkschaften, die die Einführung einer gemeinsamen Wahrung befür-
worteten, forderten eine Umorientierung der makroökonomischen Ausrichtung der
EU. Weiters wurde gezeigt, dass die Koordinierung nationaler Tarifverhandlungen
auf europäischer Ebene und die verstärkte Kooperation mit anderen sozialen Bewe-
gungen zwei mögliche Strategien darstellen, die es Gewerkschaften erlauben, sich
dem Neoliberalismus zu widersetzen, obwohl die Gewerkschaften innerhalb der
europäischen Institutionen strukturell benachteiligt sind. Auf diese mögliche Ko-
operation mit anderen sozialen Bewegungen soll hier zum Abschluss noch näher
eingegangen werden.

Eine Anzahl von nationalen und übernationalen Basisbewegungen ist mittlerwei-
le hervorgetreten und beginnen, sich dem neo-liberalen Kurs der EU zu widersetzen.
Es ist das Europäische Sozialforum (ESf), das sich zum Treffpunkt des Widerstandes
für dieSe Gruppen entwickelt hat. Vom 6. bis zum 10. November 2002 trafen sich Ge-
werkschaften, NGOs und soziale Bewegungen zum ersten Mal in dieSem Rahmen in
Florenz/Italien. Zwischen 40.000 und 60.000 Delegierte nahmen an 400 Treffen teil,
die sich mit den folgenden drei Hauptthemen beschäftigten: »Globalisierung und
(Neo-) Liberalismus«, »Krieg und Frieden« sowie »Rechte-Citizenship-Demokratie«.

www.kurswechsel.at Kurswechsel 1/2007: 6 -15



A. Bider: Gewerkschaftenund neoliberaleUmstrukturierung der EuropäischenUnion 13

Das ESF gipfelte in einer der größten Antikriegsdemonstrationen am Nachmittag des
9. November, als laut Polizeiberichten 500.000 DemonstrantInnen, laut Organisato-
rInnen sogar fast eine Million, friedlich durch die Straßen von Florenz marschiert
sind und gegen den bevorstehenden Krieg im Irak protestierten (Bider/ Morton
2004). Selbstverständlich gab es Unterschiede zwischen den einzelnen sozialen Bewe-
gungen wie auch etablierten Gewerkschaften einerseits und den neuen, radikaleren
Gewerkschaften andererseits. Während etablierte Gewerkschaften, wie z. E. der EGE,
weiterhin die Wichtigkeit einer Sozialpartnerschaft mit Arbeitgebern betonen, um
die Interessen ihrer Mitglieder zu vertreten, konzentrieren sich radikalere Gewerk-
schaften, wie z. B. die französische Solidaires Unitaires et Democratique (SUD), auf
Streiks als wichtigste Form des Widerstandes sowie auf eine verstärkte Kooperati-
on mit anderen sozialen Bewegungen, um die soziale Basis des Widerstands zu er-
weitern. Darüber hinaus gab es auch Spannungen zwischen Gewerkschaften und
sozialen Bewegungen. Während soziale Bewegungen der internen hierarchischen
Organisation von Gewerkschaften oft skeptisch gegenüber stehen und deren anti-ne-
oliberale Haltung in Zweifel ziehen, hinterfragen Gewerkschaften die Repräsentati-
vität und Rechenschaftspflicht von sozialen Bewegungen. Diese Unterschiede sollten
jedoch nicht über die Gemeinsamkeiten hinwegtäuschen. Trotz ihrer unterschied-
lichen inneren Struktur und ihren unterschiedlichen Strategien identifizierten alle in
Florenz anwesenden Gruppen den Neoliberalismus in seiner ökonomischen wie auch
militaristischen Version als Hauptgegner. Deshalb konnten auch mehrere Gebiete für
gemeinsame Aktivitäten gefunden werden, wie z. B. weltweit am 15. Februar 2003
gegen den bevorstehenden Irakkrieg zu demonstrieren. Weiters wurden gemeinsame
Aktivitäten gegen die neoliberaleUmstrukturierung des öffentlichen Dienstleistungs-
bereiches vereinbart wie auch die Forderung nach einem europäischen Mindestein-
kommen gestellt. Auch der Kampf gegen Steuerflucht und der Kampf für die Einfüh-
rung einer Tobinsteuer auf internationale Geldüberweisungen wurden beschlossen
(Bieler/ Morton 2004). Seit Florenz fanden weitere ESFs in Paris (2003), London
(2004) und Athen (2006) statt. Die Kooperation zwischen Gewerkschaften und sozi-
alen Bewegungen ist nach wie vor schwierig, aber der Kampf gegen die Privatisierung
des öffentlichen Sektors und die allgemeine neoliberale Umstrukturierung stehen
immer noch im Vordergrund (Bieler/ Morton 2006).

Natürlich darf nicht vergessen werden, dass weder Gewerkschaften noch soziale
Bewegungen automatisch ein Teil des Widerstandes sind. Eine Analyse schwedischer
Gewerkschaften und ihrer Position gegenüber der WWU machte deutlich, dass vor
allem die gewerkschaftlichen Dachverbände wie auch die Gewerkschaften der trans-
nationalen Industriesektoren mittlerweile einige neoliberale Prinzipien, wie z. B. die
Niedriginflationspolitik, akzeptiert haben. Sie sind daher weit weniger leicht für ei-
nen Widerstand gegen den Neoliberalismus zu gewinnen, als es noch Anfang der
90er Jahre der Fall war (Bieler 2003b). Auch die Osterweiterung der EU hat die Ge-
fahr einer Spaltung der west-und osteuropäischen Gewerkschaften hervorgebracht.
Es waren westeuropäische Gewerkschaften, und hier vor allem österreichische und
deutsche Gewerkschaften, die über ihre nationalen Regierungen erfolgreich eine sie-
benjährige Übergangsperiode für die Freizügigkeit der ArbeiterInnen aus den neuen
Mitgliedsländern erwirkt hatten, um so einheimische Arbeitsplätze zu schützen. Wie
jedoch Bohle und Husz (2005, 108-9) aufzeigen könnte dieser politische Sieg, der
auf einem Mangel an transnationaler Solidarität beruhte, zu einem langen Konflikt
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zwischen den beiden Arbeiterbewegungen führen und damit die europäischen Ge-
werkschaften an sich auflange Zeit hinaus schädigen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Zukunft des europäischen Kapita-
lismusmodells weiterhin offen ist. Das neoliberale Modell wird nicht kritiklos hin-
genommen, ein erfolgreicher Widerstand hingegen ist damit allerdings noch nicht
garantiert. Letztlich wird es entscheidend sein, dass sich Gewerkschaften in breitere,
auf ihrer Mitgliederbasis ruhende Organisationen umformieren (Panitch 2001, 368-
70). Weiter wird entscheidend sein, dass sie mit sozialen Bewegungen zusammen-
arbeiten, um dem neoliberalen, angloamerikanischen Modell zu widerstehen und
um ein europäisches Sozialmodell neu zu etablieren. Das würde die Verbindung von
traditionellen Organisationsstrukturen mit neuen Basiskräften bedeuten, die zu einer
schlagkräftigen Bewegung führen könnte und in der Lage wäre, die neoliberale Um-
strukturierung auf nationaler, europäischer und globaler Ebene zu bekämpfen.
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